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de la communication

ARE Office fédéral du développement territorial
DTAP Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Au printemps, l’Office fédéral du développement territorial (ARE) a lancé la procédure
de participation concernant le Projet de territoire Suisse. Cette démarche vise à
susciter le débat au sein de la population et des milieux concernés afin de définir une
stratégie à moyen et long terme pour la politique d’aménagement du territoire de la
Confédération. Dans ce cadre, la Commission suisse pour les questions immobilières
(CSQI), composée des principales associations de l’industrie, de l’immobilier et de la
construction, ainsi que des organisations faîtières de l’économie, a pris position au
moyen d’une brochure publiée en juin. Elle a plaidé en faveur de la densification des
constructions dans les villes et les agglomérations et d’une meilleure utilisation des
volumes bâtis, notamment par la reconversion des friches industrielles. La CSQI a en
outre souligné la nécessité de coordonner l’aménagement du territoire et la législation
sur l’environnement afin d’éviter les contradictions et blocages qui mettent en péril
une approche globale du territoire national. Enfin, elle a exprimé le souhait d’une
harmonisation du droit des constructions et d’un renforcement de la politique
d’encouragement de l’accès à la propriété du logement. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.06.2007
NICOLAS FREYMOND

Grosses Aufsehen erregte namentlich in der Region Bern ein Entwurf des Bundesamtes
für Raumentwicklung (ARE) für ein zukünftiges Raumkonzept für die Schweiz. Dieses soll
die strategische Grundlage für die Raumentwicklung der nächsten 20 Jahre bilden.
Einen Beschluss über das Konzept und über den Grad seiner Verbindlichkeit wird der
Bundesrat erst nach der für 2009 vorgesehenen Konsultation der Kantone fassen.
Aufgrund von international definierten Kriterien, welche primär wirtschaftliche Aspekte
abdecken, erklärte das ARE die Agglomerationen Zürich, Genf-Lausanne und Basel zu
den drei Metropolitanräumen der Schweiz. Die in Bezug auf Wirtschaftsleistung und
Einwohnerzahl an vierter Stelle liegende Agglomeration Bern wurde eine Stufe tiefer, als
so genannte Hauptstadtregion eingeordnet. Ursprünglich war der Raum Bern sogar
bloss als «Städtenetz» auf derselben Ebene wie die um ein Mehrfaches kleinere Region
Aarau-Olten eingeteilt worden. Für die bernischen Behörden war dies ein
ungerechtfertigter Prestigeverlust, der unter anderem die Agglomeration im
internationalen Standortwettbewerb benachteiligt. Sie befürchteten insbesondere
auch, bei national mitfinanzierten Infrastrukturprojekten beispielsweise für den
öffentlichen Verkehr in Zukunft gegenüber den vier anderen schweizerischen
Grossstädten benachteiligt zu werden. Dafür, dass diese Ängste nicht unbegründet
sind, sorgte das ARE selbst, indem es postulierte, dass der Bund die Metropolitanräume
Basel, Genf/Lausanne und Zürich bei der Entwicklung der Infrastrukturen bevorzugt
behandelt und «die Entwicklungsdynamik… in erster Priorität in die metropolitanen
Entwicklungsschwerpunkte gelenkt werden» soll. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.12.2008
HANS HIRTER

Dass Bern im Raumkonzept Schweiz im Gegensatz zu den Metropolitanräumen Basel,
Zürich und Genf-Lausanne nur der zweitrangige Status einer Hauptstadtregion
eingeräumt wurde, führte im Kanton auch im aktuellen Jahr zu lebhaften Debatten über
eine mögliche Stärkung Berns im nationalen Standortwettbewerb. Damit Bern
trotzdem mit den drei stärksten Wirtschaftszentren gleichziehen könnte, wurde betont,
dass ein intaktes und gut erschlossenes Politzentrum unerlässlich sei für den
ökonomischen Erfolg der Schweiz. Um jedoch auch bevölkerungsmässig mit den drei
Metropolitanräumen mitzuhalten, würde die Hauptstadtregion Bern ein
kantonsübergreifendes Netzwerk benötigen, welches in unmittelbarer Pendlerdistanz
liegende Städte wie Solothurn, Neuenburg, Freiburg, Biel und Thun einschliessen
müsste. Stadt und Kanton Bern lancierten deshalb per Juli unter strategischer Leitung
einer Behördendelegation das Projekt «Hauptstadtregion Schweiz». In der Startphase
wurde das Projekt einer externen Arbeitsgemeinschaft unterstellt, welche eine
Situationsanalyse und ein Konzept für die Zusammenarbeit in der Hauptstadtregion
erarbeiten soll. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.10.2009
MARLÈNE GERBER
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Das zu Beginn des Jahres zur Konsultation versandte Konzept zur «Hauptstadtregion
Schweiz» stiess in den Nachbarkantonen auf breite Zustimmung und so konnte gegen
Ende des Kalenderjahres unter Leitung vom Berner Volkswirtschaftsdirektor Andreas
Rickenbacher und dem Solothurner Stadtpräsident und Nationalrat Kurt Fluri (fdp) der
Verein Hauptstadtregion Schweiz gegründet werden. Das Projekt wurde im Sommer des
Vorjahres als Reaktion auf einen vom Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
präsentierten Entwurf eines Raumkonzeptes lanciert, welcher Bern im Gegensatz zu
Zürich, Basel und dem Bassin Lémanique den Status einer erstrangigen
Metropolitanregion absprach. Laut Aussagen desselben Bundesamtes wird die Initiative
der Hauptstadtregion begrüsst und die zentrale Position des Politzentrums Berns in der
räumlichen Entwicklung der Schweiz anerkannt. Der sich in Arbeit befindende, neue
Entwurf zum Raumkonzept Schweiz behandle Bern denn auch auf Augenhöhe mit den
drei Metropolen. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.12.2010
MARLÈNE GERBER

Im Januar präsentierte das UVEK zusammen mit dem Bundesamt für Raumentwicklung
(ARE), der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK), der Schweizerischen Bau-,
Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz (BPUK), sowie dem Schweizerischen Städte-
und Gemeindeverband (SSV, SGV) den Entwurf für ein Raumkonzept Schweiz. Aufgrund
der zunehmenden räumlichen Vernetzung plädiert das Konzept für ein nachhaltiges,
Institutionen übergreifendes «Denken und Planen in überregionalen
Handlungsräumen». Insgesamt zwölf funktionale Räume werden darin identifiziert,
davon vier grossstädtisch geprägte (Metropolitanregionen Zürich, Basel, Bassin-
Lémanique und Hauptstadtregion Bern), fünf klein- und mittelstädtisch geprägte
(Luzern, Tessin, Jurabogen, Aargau-Solothurn und Nordwestschweiz), sowie drei alpin
geprägte (Gotthard, Südwest- und Südostschweiz). Das Raumkonzept hat rechtlich
keine Verbindlichkeit, soll jedoch allen drei politischen Ebenen als Orientierungs- und
Entscheidungshilfe dienen. Die wichtigsten Grundsätze des Konzeptes umfassen die
Eindämmung der Zersiedelung, den schonenden Umgang mit natürlichen Ressourcen,
die optimale Nutzung bestehender Verkehrsinfrastrukturen, die bessere Inwertsetzung
von unverbauten, identitätsstiftenden Landschaften sowie die Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit. Auf Widerhall in der Presse stiess insbesondere die Nachricht,
dass «verdichtet» gebaut werden soll und die negativen Auswirkungen der Entflechtung
von Wohn- und Arbeitsplatz begrenzt werden müssen. Letzteres bedeutet konkret, dass
die Verkehrsinfrastruktur nicht weiter ausgebaut werden sollte, um das Pendeln
zwischen städtischen Zentren und dem peripheren Umland nicht noch attraktiver zu
gestalten. In Zusammenhang mit der beinahe zeitgleich präsentierten Mitteilung der
Verkehrsministerin, dass das Pendeln in Zukunft teurer werde, regte sich nicht nur
Widerstand bei den Randregionen sondern auch bei den Pendlern. Mit der Publikation
wurde der Entwurf in die öffentliche Konsultation geschickt. Aufgrund der eingehenden
Stellungnahmen wird das Konzept angepasst und voraussichtlich im Sommerhalbjahr
2012 zur politischen Verabschiedung vorgelegt. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.01.2011
MARLÈNE GERBER

Zwischen 2006 und 2011 erarbeitete der Bund in Zusammenarbeit mit Kantonen,
Städten und Gemeinden das Raumkonzept Schweiz. Das erste ebenenübergreifende
Konzept seiner Art, welches sich eine nachhaltige Raumentwicklung zum Ziel setzt, war
zu Beginn des Vorjahres in Konsultation geschickt worden. Die Auswertungen der um
die 200 eingegangenen Stellungnahmen wurden im April des Berichtsjahres vorgelegt.
Die überwiegende Mehrheit der konsultierten Kreise begrüsste das Konzept. Von den im
Parlament vertretenen Parteien unterstützten SP, CVP, FDP, die Grünen und die GLP
den Entwurf; von der SVP und der BDP gingen keine Stellungnahmen ein. Mit Ausnahme
der unklaren bis ablehnenden Haltung der Kantone St. Gallen und Freiburg stiess das
Konzept bei den verbleibenden 24 Kantonen auf Anklang. Mit dem Schweizerischen
Bauernverband (SBV), dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), Gastrosuisse und
Hotelleriesuisse, lehnten hingegen vier gewichtige nationale Wirtschaftsorganisationen
das Raumkonzept klar ab. Economiesuisse stand dem Konzept ambivalent bis
ablehnend gegenüber. Mit Ausnahme von Aqua Viva äusserten sich alle
stellungnehmenden nationalen Umweltorganisationen positiv zum Vorhaben. Während
die Befürworterseite explizit die tripartiten Bemühungen zur Erarbeitung einer
gemeinsamen Raumentwicklungsstrategie hervorhob, resultierte die Kritik der
ablehnenden Stellungnehmer aus den Befürchtungen, dass das Konzept die
Bergregionen, den Tourismus und wirtschaftliche Aspekte im Allgemeinen
vernachlässige. Der Bundesrat genehmigte das Konzept im Herbst des Berichtsjahres
nach Publikation des Anhörungsberichtes. Das Raumkonzept dient seit seiner Übergabe
an die zuständigen Behörden als Orientierungshilfe, wobei ihm rechtlich keine

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.04.2012
MARLÈNE GERBER
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bindende Wirkung zukommt. Es hält Behörden und Private lediglich zur freiwilligen
Zusammenarbeit an. 6
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